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Bonn, den 13. Dezember 1961 ■ 


An den Herrn 

Präsidenten des Deiitsdien Bundestages 


P)etr.: Abbau und EinschränkungsmalJnahmen der Deutschen 
Bundesbahn im Bundesbahnausbesserungswerk Trier 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Jacobs und der 
Fraktion der SPD 
- Drucksache TV/35 — 


Die Kleine Anfrage vom 30. November 1961 iK'^antworle ich 

wie folgt: 

1. lOer Bundesregierung ist bekannt, daß infolge der struk- 
turellen technischen Rationalisierung und der Verbesserung 
der Güte des rollenden Materials mit einer weiteren Ver- 
luinderung der Werkstättenkapazität der Deutschen ßundes- 
balin zu rechnen ist. Bis zum 31. Dezember 1960 konnten 
und mußten im ganzen 17 Ausbesserungswerke mit einer 
Bcdegschaft von zusammen etwa 15 000 Personen gesdilos- 
sen werden. Diese Anpassung war sachlicii zur wirtschaft- 
lichen Gesundung der Deutschen Bundesbahn unvermeid- 
bar. Die Auswirkungen dieser Maßnahme haben unter 
anderem ihren Niederschlag in den Wirtschaftsergebnissen 
der Deutschen Bundesbahn der letzten Jahre gefunden. 

Die Notwendigkeit dieser Maßnahmen ist iin Auftrag des 
Deutschen Bundestages durch die dafür eingesetzte Prüfungs- 
kommission unter Vorsitz des Herrn Präsident a. D. Brand 
einer sehr sorgfältigen Prüfung unterzogen worden, deren 
Ergebnis dem dritten Deutschen Bundestag in der Druck- 
sadie 1602 der 3. Wahlperiode am 10. Februar 1960 vor- 
qelegt wurde. 

Die Prüfungskommission hat seinerzeit festgestellt, daß aus- 
ser cku' bis lumte durchgeführten Kapazitäts Verminderung 
im Wen kstätteii w'esen der Deutschen Bundesbahn von 17 
Werken noch weitere Werke geschlossen werden müssen, 
deren Zahl mit etwa 12 Werken angegeben worden ist. 
Genaue Untersuduingen der Deutschen Bundesbahn haben 
ergeben, daß von 10 z. Z. noch im l^etrieb befindlichen 
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Ausbesserungswerken für die Reparatur von Daiiipfloko- 
inotiven 3 auf andere Fertigungen umgestellt und 7 ge- 
sdilossen werden müssen. Nadi dem derzeitigen Stand der 
Untersuchungen muß auch mit einer Schließung des Aus- 
besserungswerkes Trier \n den nächsten Jahren gerechnet 
werden. 

2. Der Bundesregierung ist bekannt, daß das Ausbesserungs- 
werk Trier wie fast alle Ausbesserungsw’erke der Deutsdien 
Bundesbahn über eine Lehrwerkstätte verfügt, die geeignet 
ist, den laufenden Bedarf an Handwcrkernadiwuchs der 
Deutsdien Bundesbahn auszubilden. In Anpassung an die 
diirdi den Strukturwandel in der Zugförderung bedingte 
verminderte Ausbesserungsleistung mußte die Kapazität der 
Lehrwerkstatt gleidifalls vermindert werden. So wurde die 
Einstellungsquote von 30 Lehrlingen iin Jahre 1956 auf 10 
Lelirlinge im Jalire 1961 allmählich herabgesetzt. 

3. Dem Bundesminister für Verkehr ist bisher kein Antrag 
auf Stillegung des Ausbesserungswerkes Trier vorgelegt 
worden. Sollte dies der Fall sein, wird in gleidier Weise 
wie in den vorhergehenden Fällen vor Erteilung der Ge- 
nehmigung gemeinsam mit der zuständigen Landesregierung, 
die nach § 44 des Bundesbahiigesetzes gleidifalls gehört 
werden muß, sorgfältig geprüft werden, ob alle Maßnahmen 
getroffen worden sind, die soziologisdien und wirtsdiaftlidien 
Auswirkungen einer soldien Maßnahme nach Möglidikeit 
gering zu halten. Dabei wird auch die Frage nach den ver- 
bleibenden Ausbildungsniöglichkeiten im Trierer Raum ein- 
gehend behandelt werden. 

4. Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, daß die 
infolge der Arbeitseiiischränkung in den nädisten Jahren 
vorgesehene Schließung des Ausbesserungswerkes Trier 
keine Einzelmaßnahme der Deutschen Bundesbahn darstellt, 
sondern im Zuge der allgemeinen Änderung der Verkehrs- 
struktur betrachtet werden muß. Sie wird bemüht sein. 
Umfang und Art dieser Änderungen auch unter Berück- 
sichtigung der Lage der eiiizuschränkenden Betriebe so gering 
wie möglich zu halten. Sie wird dabei ihre Bemühungen 
auch auf die Erhaltung ausreichender Ausbildungsmöglich- 
keiten für Handwerkslehrlinge ausdehnen. Die Bundesre- 
gierung weist jedoch darauf hin, daß das Bundesbahngesetz 
sie nicht in die Lage versetzt, der Deutschen Bundesbahn 
Auflagen lünsiciitlich der Gestaltung ihrer t.ehrlingsausbil- 
dung zu machen. 


Seebohni 
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